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Erkundungen an der Schnittstelle zwischen  
Wissenschaft und Politik



Wie lässt sich eine Zusammen arbeit von 
Wissen schaft und Praxis gestalten, die sich 
zugleich an wissenschaftlichen Zielen orien-
tiert und eine nachhaltigkeitsorientierte Trans-
formation unterstützt? Dieser Frage gehen 
die Autoren in diesem Beitrag am Beispiel des 
Instituts für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung und zwei ausgewählten Themen-
gebieten seiner Arbeit nach: Der Weiterent-
wicklung der Städtebauförderung und der 
Berücksichtigung von Infrastruktur folgekosten.
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Das Verhältnis von Wissenschaft, Politik und Gesellschaft ist 
hochdynamisch. Es verändert sich im Kontext von gesell-
schaftlicher Ausdifferenzierung, institutionellem Wandel, 
der Ausweitung der Staatsfunktionen und globalen Sys-
temkrisen permanent. In den vergangenen Jahren haben 
nationale wie internationale Diskurse das Selbstverständnis 
von wissenschaftlichen Einrichtungen und Forschenden 
nachhaltig überformt. Im Fokus standen unter anderem die 
„transdisziplinäre“ (Krohn et al. 2017) und „transformative“ 
Wissenschaft (Schneidewind 2015; WBGU 2011), die „ver-
antwortungsvolle“ Forschung (Lindner et al. 2016) und eine 
„dritte Mission“ von Hochschulen jenseits von Forschung 
und Lehre (Trencher et al. 2014). Diese Ansätze sind einge-
bettet in breitere gesellschaftliche Diskurse über „nachhalti-
ge Entwicklung“ und „Gemeinwohlorientierung“, die auch in 
den Wissenschaften normative Kraft entfaltet haben (Krohn 
et al. 2017). 

Gemein ist den Ansätzen eine Abkehr von Vorstellungen ei-
ner linearen Beziehung zwischen Wissenschaft und Politik, 
wie sie dem klassischen Verständnis von „evidenzbasierter 
Politikberatung“ (Davoudi 2006) zugrunde liegt. Lineare 
Modelle unterstellen, dass sich Entscheidungen von ratio-
nal handelnden politischen Akteuren auf wissenschaftliches 
Wissen stützen, das apolitische Expertinnen und Experten 
mit wertfreien Methoden und Techniken erzeugt haben (Da-
voudi 2006). Schon in den 1990er- und 2000er-Jahren wurde 
einem solchen eher positivistischen Verständnis von Wis-
senschaft das Bild einer „politisierten“ Wissenschaft gegen-
übergestellt (Weingart 2001). Letzteres lässt sich einer kons-
truktivistisch-kulturalistischen Strömung zuordnen (Feiertag 
2008). Es betont die prinzipielle Unsicherheit von Wissen 
und die Diversität im Problemverständnis der Akteure. Nach 
dieser Vorstellung sind die zu lösenden Probleme der Real-
welt nicht vorgegeben. Vielmehr lassen sie sich nur in enger 
Interaktion von Akteuren aus Wissenschaft und Gesellschaft 
definieren und bearbeiten. 

Das Konzept der transdisziplinären Forschung knüpft hier an. 
Es fordert eine Kopplung von eher wissenschaftlichem „Sys-
temwissen“ und einem vor allem in der Praxis zu findenden 
kontext- und akteursspezifischen „Transformationswissen“ 
ein. Dafür schlägt es neue – experimentelle und interventio-
nistische – Formate der Wissenschaft-Politik-Interaktion wie 
Realexperimente und Reallabore vor (Schneidewind 2014). 
Transdisziplinäre Ansätze kennzeichnet nach Pohl/Hirsch 
Hadorn (2008: 7), dass sie einen „wissenschaftlichen Erkennt-
nisprozess“ und einen „lebensweltlichen Problemlösungs-
prozess“ integrieren. Im Sinne einer „Synthese“ beteiligen 
sich dabei Forschende und Akteure aus Politik und Verwal-
tung gleichermaßen am Forschungsprozess. Letztere sind 
damit nicht mehr nur Untersuchungsgestände, Adressaten 

oder „Echoraum“ der Forschung, sondern gleichberechtigte 
Mitwirkende (Defila/Di Giulio 2019: 3). Zwangsläufig gerät 
die Forschung damit in einen bislang ausschließlich der Po-
litik zugestandenen normativen Denk- und Handlungsraum. 

Noch weitgehender reicht das Verständnis von „transforma-
tiver“ Wissenschaft, die gesellschaftliche Transformations-
prozesse „selber mit anstößt und katalysiert und damit als 
Akteur von Transformationsprozessen über diese Verände-
rungen lernt“ (Schneidewind 2015: 88). Für die Forschenden 
hat ein solches Verständnis weitreichende Konsequenzen: 
Die Rolle als „Akteur“ in Transformationsprozessen erfordert 
andersartige Kompetenzen und Handlungsweisen, als sie in 
der Grundlagenforschung oder traditionellen Politikbera-
tung verlangt werden. 

Es überrascht kaum, dass solche Vorstellungen auf wissen-
schaftlicher Seite auch auf Skepsis stoßen. Strohschneider 
(2014) weist auf mögliche Gefahren hin, wenn Wissenschaft 
nicht mehr allein den Prinzipien von Wahrheitssuche und 
Neuheit unterworfen ist, sondern auch nach ihrer Nützlich-
keit im Hinblick auf normative Ziele bewertet wird. Ein wei-
terer Einwand Strohschneiders bezieht sich auf eine mög-
liche „Entgrenzung“ von Wissenschaft und Politik, die sich 
sowohl in einer Schwächung des Politischen als auch einem 
Autonomieverlust der Wissenschaften äußern könnte (siehe 
hierzu auch Kocka 2019).

Im Fokus stehen auch immer wieder die unterschiedlichen 
Eigenlogiken des Wissenschafts- und Politiksystems, die 
transdisziplinäre Forschungszugänge erschweren. So lässt 
sich ein kurzfristig orientierter Beratungs- und Informati-
onsbedarf der Politik nur schwerlich mit einem meist län-
gerfristig angelegten wissenschaftlichen Erkenntnisprozess 
synchronisieren. Weingart (2006: 36) konstatiert, dass die 
Produktion wissenschaftlichen Wissens grundsätzlich „ande-
ren Rationalitäten und Funktionslogiken [folge] als demo-
kratische Entscheidungs- und Legitimationsprozesse“. Wäh-
rend die Politik an Macht(erhalt) orientiert sei, gehe es der 
Wissenschaft um Wahrheit und korrektes Wissen (siehe auch 
Mayntz 1996). 

Auch Wolf (2015: 2) relativiert die politische Nachfrage nach 
forschungsbasiertem Wissen. Es bestünde weniger ein Inte-
resse an „Fakten, sondern vielmehr an Angeboten zu deren 
Deutung, Interpretationen, an Geschichten“. Politik erwarte 
häufig lediglich „Rechtfertigungswissen“ und weniger „ir-
ritierendes, radikales, die Systemfrage stellendes“ Wissen 
(Wolf 2015: 10). Davoudi (2006: 19) beobachtet eine Praxis 
des „Cherry Picking“. Demnach gehen politische Akteure 
eher selektiv mit wissenschaftlichen Erkenntnissen um und 
blenden unbequeme, den eigenen Zielen zuwiderlaufende 
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Evidenz aus oder marginalisieren sie. Wissenschaftliches Wis-
sen sei eben nur ein Faktor, der politische Entscheidungen 
beeinflusst. Daneben spielen Ideologien, Eigeninteressen 
von Institutionen und Individuen, institutionelle Normen 
sowie verfestigte soziale Praktiken eine ebenso große Rolle 
(ebd.). 

Eine weitergehende Öffnung der Wissenschaft im Sinne 
transdisziplinärer und transformativer Forschungsformate 
bremst aber auch das in der Wissenschaft dominante An-
erkennungssystem (Wolf 2015). Es orientiert sich stark an 
innerwissenschaftlichen Exzellenzkriterien. Gerade Nach-
wuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler unterlie-
gen einem Konflikt: zwischen den Anliegen von Sichtbar-
keit in hochrangigen wissenschaftlichen Medien und der 
Praxisorientierung. Letztere werde in Berufungsverfahren 

und Evaluationen nur wenig gewürdigt. Hinzu kommt, dass 
das meiste in Fachzeitschriften und Büchern publizierte 
wissenschaftliche Wissen für Praktikerinnen und Praktiker 
kaum zugänglich ist. Sei es, weil es hinter den Bezahlschran-
ken profitorientierter Großverlage verborgen ist, weil es in 
einer wissenschaftlichen Sprache und/oder Fremdsprache 
verfasst ist oder die schiere Länge wissenschaftlicher Texte 
abschreckend wirkt. 

Wo steht in diesem Kontext die Forschung zur Raum- und 
Stadtentwicklung, die einen immanenten Gesellschafts-, Po-
litik- und Planungsbezug aufweist, aber ebenso wie andere 
Wissenschaftsdisziplinen mit widerstreitenden Anforderun-
gen konfrontiert ist? Wie positioniert sich eine wissenschaft-
liche Einrichtung, die nach epistemischer und politischer 
Robustheit ihrer Erkenntnisse strebt? 

Selbstverortung: 
Das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung

Das ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung betreibt anwendungsorientierte Grundlagenfor-
schung und Beratung zur Raum- und Stadtentwicklung 
auf verschiedenen räumlichen Ebenen. Arbeitsgebiete sind 
eng an gesellschaftlichen Problemlagen ausgerichtet und 
behandeln zentrale Fragen einer nachhaltigen Entwicklung 
von Städten und Gemeinden (ILS 2020).

Eine Prämisse der forschungsstrategischen Positionierung 
des Instituts ist dabei, dass sich theoriegeleitete Grund-
lagenforschung – im Sinne von Wissensproduktion – und 
anwendungsorientierte Forschungsformate – im Sinne von 
Transdisziplinarität und lebensweltlicher Problemlösung 
– wechselseitig bedingen. Um für Politik, Verwaltung und 
Wirtschaft verwertbares Handlungswissen bereitzustellen, 
ist eine auf wissenschaftlich anerkannten Methoden basie-
rende empirische Auseinandersetzung mit den Wirkungs-
zusammenhängen der Raum- und Stadtentwicklung sowie 
den Wirkungsweisen von Stadtpolitik und -planung uner-
lässlich. Helbrecht (2009: 16) hat zu Recht darauf hingewie-
sen, dass Wissen nicht „einfach da ist“ und die Wissenschaft 
sich entsprechend nur um dessen Verbreitung, Vernetzung 
und Verwendung kümmern müsse. 

In diesem Sinne verpflichtet sich das ILS zunächst dazu, neu-
es Wissen zu schaffen. Dafür ist ein innerer Kern von Grundla-
genforschung vor politischem Verwertungsdruck und Nütz-

lichkeitsnachweisen zu schützen. Die wichtige andere Seite 
der Medaille sind das Ko-Design und die Ko-Produktion in 
der Herleitung von Forschungsfragen und der Durchführung 
von lösungsorientierten Forschungsvorhaben. Diese Koexis-
tenz von Grundlagenforschung und transdisziplinärer Prob-
lemlösung kann das Spannungsverhältnis zwischen wissen-
schaftlicher Reputation einerseits und der gesellschaftlichen 
Relevanz sowie der Vermittlung von Forschung andererseits 
aufbrechen. Die Arbeit des ILS prägen in den vergangenen 
Jahren zunehmend ineinandergreifende, dialogische und 
kollaborative Formate der Forschung. Hier knüpft das Ins-
titut an seine Erfahrungen mit „traditionellen“ Formen der 
Begleitforschung von (Förder-)Programmen der Stadt- und 
Regionalentwicklung an.

In Anlehnung an Froese et al. (2014) versteht das ILS Wis-
senstransfer daher als interaktiven, wechselseitigen und 
rückgekoppelten Prozess zwischen Wissenschaft und Pra-
xis. Es strebt eine evidenz-informierende Interaktion mit 
Akteuren der Fachpraxis an. Das bedeutet, dass Forschende 
keine „fertigen Lösungen“ anbieten. Sie nehmen vielmehr 
eine informatorische Rolle ein, aus der heraus sie reflexive 
Prozesse in Politik und Gesellschaft unterstützen (Davoudi 
2006). Dies erfolgt auch über transdisziplinäre Forschungs-
formate, in denen Akteuren der Fachpraxis eine weitaus 
aktivere Rolle zugewiesen wird. Voraussetzung ist ein Aus-
tausch von Wissenschaft und Praxis über zu lösende Pro
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bleme und Forschungsfragen sowie ein Ko-Design und eine 
Ko-Produktion in der Entwicklung von Lösungsansätzen. 
Insbesondere durch die Förderprogramme des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung (BMBF) haben trans-
disziplinäre Forschungsformate wie Reallabore oder Soci-
al-Labs zunehmend Eingang in die Forschungspraxis des 
ILS gefunden. Der intensive institutsinterne Austausch über 
die Chancen, aber auch Herausforderungen und Begrenzun-
gen dieser neuen Forschungsansätze brachte diesbezüglich 

wertvolle Erfahrungen und half dabei, Kompetenzen weiter-
zuentwickeln.

Das Konzept einer evidenz-informierenden Forschung 
schließt dabei ein, Grenzen des Wissens und Unsicherheiten 
über zukünftige Entwicklungen konsequent offenzulegen. 
Weingart/Lentsch (2008: 13) machen deutlich, dass sich 
wissenschaftlicher Rat nicht mehr mit sicheren Prognosen 
gleichsetzen lässt. Häufig lasse sich nur mit Aussagen zu 
Wahrscheinlichkeiten operieren. Für die sozialwissenschaft-
lich geprägte Stadtforschung gilt das in besonderem Maße. 
Die häufig anzutreffende Widersprüchlichkeit wissenschaft-
licher Bewertungen („Expertise und Gegenexpertise“) ist in 
diesem Zusammenhang aber kein Autoritätsverlust der For-
schenden. Stattdessen ist sie Ausdruck einer pluralen Wis-
senschaft und eines angemessenen Umgangs mit Komplexi-
tät, Kontingenz und Ungewissheit (Mayntz 1996).

Das Bekenntnis zu transdisziplinärer Forschung im ILS ist 
auch mit der Weiterentwicklung von wissenschaftlichen 
Anerkennungssystemen verbunden. Das Institut setzt sich 
dafür ein, dass Leistungen in transdisziplinären Projekten in 
Evaluierungen zukünftig in gleichem Maße anerkannt wer-
den wie solche, die traditionell als Ausweis von „Exzellenz“ 
gelten. Beispiele sind transferorientierte Publikationen, Vor-
träge in politischen oder politiknahen Gremien oder ange-
botene Fortbildungs- und Schulungsmaßnahmen für Prakti-
kerinnen und Praktiker. Das setzt voraus, solche Leistungen 
neben dem klassischen wissenschaftlichen „Output“ (wie der 
Anzahl von Zeitschriftenbeiträgen oder dem Umfang von 
Drittmittelerträgen) systematisch zu erfassen und ihre Trans-
ferwirkungen mit Kriterien transparent zu bewerten.

Das Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung
Foto: JRF

Zwei Beispiele für Wissenschaft-Praxis-Interaktionen

Zwei Beispiele zeigen, welche Erfahrungen das ILS mit trans-
ferorientierten Forschungen gemacht hat – und welche 
Schlüsse sich daraus für die Weiterentwicklung von trans-
disziplinären Konzepten der Wissenschaft-Praxis-Interaktion 
ziehen lassen.

Weiterentwicklung der Städtebauförderung
Die Städtebauförderung hat in Deutschland eine lange 
Tradition. Gemeinsam mit Ländern und Kommunen finan-
ziert der Bund seit fünf Jahrzehnten Maßnahmen zur städ-
tebaulichen Erneuerung und Stabilisierung der Städte und 

Gemeinden. Dabei wurde dieses zentrale Instrument der 
Stadtentwicklung in Deutschland immer wieder an die ak-
tuellen Herausforderungen angepasst: Der Wandel vollzog 
sich von der Flächensanierung der 1970er-Jahre hin zu ei-
ner behutsamen und erhaltenden Stadterneuerung in den 
1980er-Jahren, die sich dann zur integrierten Stadterneue-
rung weiterentwickelte. Diese „Philosophie“ der integrierten 
Stadtentwicklung machte die Leipzig-Charta im Jahre 2007 
zu einem europäischen Paradigma. 

Die Leipzig-Charta hat in den vergangenen Jahren zudem zu 
einem besseren Verständnis von integrierter Stadtentwick-
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lung in den Kommunen beigetragen, indem sie die „nach-
haltige vertikale und horizontale Vernetzung von Akteuren, 
Strukturen und Politiken“ beförderte (BBSR 2017a: 88). Im 
Kern der Leipzig-Charta stehen die Themen Integration und 
Nachhaltigkeit: Es geht um die Integration und Zusammen-
führung von Themen, Akteuren und Instrumenten, die eine 
inklusive und nachhaltige Stadt schaffen sollen. Seit der Ini
tiierung der Leipzig-Charta haben die Herausforderungen 
für die Städte weiter zugenommen und sind zunehmend 
komplexer geworden. Neue Themen landeten auf der Agen-
da (z. B. Digitalisierung), andere gewannen an Bedeutung 
(z. B. Umwelt, soziale Spaltung). 

Schon seit längerem kritisierten insbesondere die Kommu-
nen die Aufspaltung der Städtebauförderung in zu viele 
Teilprogramme und den zu hohen Verwaltungsaufwand. 
Das zeigen unter anderem die verschiedenen Stellungnah-
men der kommunalen Spitzenverbände und eine Befragung 
durch das Deutsche Institut für Urbanistik (MHKBG 2018). 
Auch das ILS formulierte schon früher in einer Stellungnah-
me für eine Enquetekommission des NRW-Landtags zur Zu-
kunft der Städte Vorschläge, wie sich das Förderinstrumenta-
rium grundlegend verändern lässt (Zimmer-Hegmann et al. 
2005). Es erschien daher insgesamt immer drängender, die 
Städtebauförderung an die Bedarfe und neuen Herausforde-
rungen anzupassen und weiterzuentwickeln.

Das zuständige Bundesministerium entschied sich dazu, 
auf dem 11. Bundeskongress zur Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik in Hamburg über die Zukunft der Städtebauför-
derung in Deutschland zu diskutieren. In einem separaten 
Teilkongress diskutierten rund 1.000 Akteure aus der Praxis 
wie den Kommunen und Ländern sowie aus der Wissen-
schaft in Deutschland über unterschiedliche inhaltliche und 
instrumentelle Fragen. Das ILS bereitete dieses dialogische 
Verfahren konzeptionell vor, führte es durch und erarbeitete 
eine Ergebnisdokumentation (BBSR 2017b). Aufbauend auf 
einer Analyse der bisherigen Fachdiskussionen über neue 
Herausforderungen der Stadtentwicklungspolitik schlugen 
wir in Vorbereitung des Kongresses zunächst zentrale Dis-
kussionsthemen vor, die schließlich in sechs Foren mit Kurz-
vorträgen und Kommentaren aus der Wissenschaft und vor 
allem aus den Kommunen diskutiert wurden. Die Diskussi-
onsergebnisse zur Veränderung und Weiterentwicklung der 
Städtebauförderung finden sich verdichtet in einem Thesen-
papier wieder (Zimmer-Hegmann et al. 2017). 

Somit konnte das zuständige Bundesministerium wesentli-
che Ergebnisse der Diskussionen auf dem Bundeskongress 
aufgreifen, um das Förderprogramm weiterzuentwickeln. 
Dazu gehörten unter anderem eine höhere Flexibilität der 

Städtebauförderung, die Reduzierung von zu vielen Teilpro-
grammen und eine Konzentration auf wichtige Leitthemen. 
Neue Herausforderungen (z. B. Digitalisierung, Klimawandel) 
sollte das Ministerium als Querschnittsthemen deutlich stär-
ker verankern, die interkommunale Kooperation durch den 
Anreiz höherer Förderquoten ausbauen. 

Die Koalitionsvereinbarung der neuen Bundesregierung 
aus dem Jahr 2018 hielt diese wesentlichen Eckpunkte ei-
ner Weiterentwicklung der Stadtentwicklungspolitik pro-
grammatisch fest. Die Bundesregierung und der Bundestag 
setzten sie in Beschlüsse um. Schließlich setzten der Bund 
und die Länder die wesentlichen Punkte der Reform der 
Städtebauförderung nach einer Anhörung der Verbände im 
Rahmen einer neuen Verwaltungsvereinbarung für das Jahr 
2020 um. 

Forschungen zur Städtebauförderung – unter anderem 
durch das ILS – sind ein gutes Beispiel für die Interaktion von 
Wissenschaft und Politik. „Informierende Evidenz“ ließ sich 
durch ein offenes und dialogisches Verfahren mit umfassen-
den Erkenntnissen aus Wissenschaft und Praxis erreichen. 
Voraussetzung dazu war der entsprechende Problemdruck 
sowie die Bereitschaft der für die Städtebauförderung fach-
lich Zuständigen im Fachministerium, sich auf ein solches 
Verfahren einzulassen. Dazu bedurfte es der Überwindung 
von Bedenken der Verwaltungsebene im eigenen Hause (Re-
ferate), die um ihre Zuständigkeiten fürchteten. Es bedurfte 
ferner der Rückendeckung durch die übergeordneten Ver-
waltungshierarchien (Abteilungsleitung, Staatssekretäre bis 
hin zum Minister) sowie der Absicherung im parlamentari-
schen (Bundestag) und föderalen (Fachressorts der Länder) 
Raum. Ohne diese „politische Vorfeldarbeit“ wären die Er-
kenntnisse aus Wissenschaft und Praxis wahrscheinlich nicht 
durchgedrungen und umgesetzt worden. Sie flossen zudem 
in einen Sammelband zur Programmatik der Stadterneue-
rung ein (Zimmer-Hegmann et al. 2019).

Allerdings ließen sich auch nicht alle Forderungen und Wün-
sche aus dem dialogischen Verfahren umsetzen. Letztlich 
handelt es sich um ein gesetzesähnliches, äußerst komplexes 
Abstimmungsverfahren verschiedener föderaler Zuständig-
keiten und Interessen (in Gestalt einer Verwaltungsvereinba-
rung). Kompromisse, politische Mehrheiten, Opportunitäten 
sowie Durchsetzungs- und Überzeugungskraft entscheiden 
immer mit. In diesem äußerst komplexen politischen Ab-
wägungs- und Entscheidungsprozess spielte Wissenschaft 
keine Rolle mehr. Sie konnte sich indes zugutehalten, rich-
tungsgebende Anstöße geleistet zu haben. Dazu bedurfte 
es allerdings der genannten politischen Voraussetzungen 
und Diskussionsbereitschaft.
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Berücksichtigung von  
Infrastrukturfolgekosten
Ein zweites Beispiel für transferorientierte Forschung im ILS 
ist die Entwicklung von Methoden zur Berücksichtigung von 
Infrastrukturfolgekosten in der Raumplanung – nachfolgend 
auch „Werkzeuge“ genannt. Das ILS entwickelte gemeinsam 
mit der HafenCity Universität Hamburg und Gertz Gutsche 
Rümenapp beispielsweise das IT-gestützte Planungswerk-
zeug „Projekt-Check“. Es unterstützt eine Vorprüfung von 
Flächenplanungen in verschiedenen Wirkungsdimensionen 
(Dittrich-Wesbuer et al. 2015; Gutsche 2017). Seine Entwick-
lung basierte auf Erfahrungen mit einem früheren Ansatz 
(LEANkom), der im Gegensatz zu „Projekt-Check“ allein auf 
die Folgekosten ausgerichtet war (Beilein et al. 2015).

Die Grundidee des vom BMBF geförderten Werkzeugs „Pro-
jekt-Check“ ist so einfach wie einleuchtend: Es soll dazu bei-
tragen, fiskalische Auswirkungen von Gebietsentwicklungen 
möglichst frühzeitig offenzulegen, um eine sachgerechte 
Abwägung in bauleitplanerischen Verfahren zu unterstützen 
und unrentable Planungen zu vermeiden (Dittrich-Wesbuer 

et al. 2008). Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass sich 
die Ziele nachhaltiger Siedlungsentwicklung nicht allein mit 
ökologischen Argumenten begründen lassen. Die explizite 
Erwartung der beteiligten Forschenden: Gelänge es, kom-
munale Entscheidungsträger über die finanziellen Folgen 
von Gebietsentwicklungen aufzuklären, würde auf manches 
Vorhaben im Außenbereich verzichtet und die Innenent-
wicklung gestärkt. Zahlreiche empirische Studien legten die 
wissenschaftlichen Grundlagen der Entwicklung von Folge
kostenrechnern. Sie identifizierten kostentreibende Fakto-
ren und zeigten elementare Prinzipien kostensparsamer 
Siedlungsentwicklung auf (siehe z. B. Schiller/Gutsche 2009; 
Siedentop et al. 2006 mit weiteren Nachweisen). 

Mittlerweile können Kommunen auf zahlreiche Arbeitshil-
fen und Werkzeuge zur Erfassung von Infrastrukturkosten 
zurückgreifen (einen Überblick geben Preuß/Floeting 2009). 
15 Jahre nach dem Beginn der Debatte über Infrastruktur
folgekosten fällt eine Bilanz über das Erreichte dennoch 
eher ernüchternd aus. Zwar gibt es keine genauen empi
rischen Erkenntnisse darüber, in welchem Maße Kommu-

Sozialen Zusammenhalt stärken: Eins der Diskussionsthemen auf dem 11. Bundeskongress zur  
Nationalen Stadtentwicklungspolitik in Hamburg

Foto: Milena Schlösser
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1
Das IT-Werkzeug „Projekt-Check“ soll unrentable  Planungen vermeiden

Quelle: eigene Darstellung
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nen baugebietsbezogene Kosten und Einnahmen in ihrer 
Bauleitplanung systematisch erfassen. Dennoch besteht 
Anlass zur Annahme, dass sie eine dezidiert fiskalische Be-
wertung nur selten vornehmen. Insbesondere in kleineren 
und mittleren Kommunen dominieren nach subjektiver Ein-
schätzung der Autoren weiterhin konventionelle Praktiken 
der Abwägung, die längerfristige Kostenfolgen von Gebiets
entwicklungen für den Kommunalhaushalt unterschätzen 
oder gar ausblenden. Planungsunterstützende Werkzeuge 
wie „Projekt-Check“ sind damit zwar nicht gescheitert; die 
anfangs nahezu euphorischen Hoffnungen auf die Herstel-
lung einer „Kosten- und Planungswahrheit“ (Rat für Nachhal-
tige Entwicklung 2004) haben sich aber bislang noch nicht 
erfüllt. 

Die Frage nach möglichen Ursachen einer stockenden Im-
plementation der Folgekostenbilanzierung erscheint im 
Kontext dieses Beitrages besonders relevant. Offenkundig 
ist, dass der Transfer von wissenschaftlich abgesichertem 
Wissen („Was sind Folgekosten und wie ermittele ich sie?“) in 
die Planungspraxis („Wie betreibe ich eine kosteninformierte 

Abwägung?“) nur bedingt gelungen ist. Ursachen dafür las-
sen sich sowohl auf Seiten der Wissenschaft als auch in der 
Praxis vermuten. 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben die Kom-
plexität von kommunalpolitischen Entscheidungsprozessen 
und die Persistenz von Denkmustern und Handlungsrou-
tinen zu wenig berücksichtigt. Sie unterschätzten bei-
spielsweise, dass Folgekosten in der Realität in die Verant-
wortlichkeit verschiedener kommunaler Fachämter und 
Regiebetriebe fallen. In einer wissenschaftlichen Modellwelt 
ist eine „synoptische“ Kostenbetrachtung vergleichsweise 
einfach durchzuführen – in der Realität akteurspezifischer 
Kostenbewertungen existiert sie dagegen kaum (Sieden-
top 2010). Ein kritisches Kostenbewusstsein kann sich unter 
diesen Bedingungen bei den Gemeinden nur schwerlich 
entfalten. Die Problematik der enormen fachlichen Komple-
xität von Untersuchungen zu Folgekosten in Kommunen be-
achtete die Wissenschaft ebenfalls zu wenig. Insbesondere 
kleinere Kommunen verfügen nur über begrenzte Verwal-
tungskapazitäten. Ein systematischer Einsatz von Folgekos-
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tenrechnungen bleibt demnach möglicherweise auf größere 
Städte beschränkt.

Auf der Seite der Praxis lässt sich vermuten, dass die un-
bedingte Motivation, sich mit dem komplexen Thema der 
Folgekosten auseinanderzusetzen und diesbezügliche For-
schungsergebnisse in Wert zu setzen, häufig klein ist. Die 
Erfahrungen mit Reallaboren verdeutlichen in diesem Zu-
sammenhang auch das Problem von „Vetoplayern“: Sie kön-
nen als machtvolle Akteure Vorhaben wie die Implementa
tion von Folgekostenrechnern blockieren (Gonser et al. 
2019). So ist unsere Erfahrung, dass politische Akteure 
manchmal die Handlungsmotivation der Verwaltung aus-
bremsen. Teilweise werden auch innerhalb der fachlich auf-
gefächerten Verwaltung Bremskräfte wirksam. Von entschei-
dender Bedeutung ist beispielsweise eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit der Stadtkämmerei mit den Fachverwal-
tungen, die aber nicht immer gegeben ist.

Eine weitere – möglicherweise entscheidende – Ursache 
liegt schließlich in der Art der Interaktion von Wissenschaft 
und Praxis. Insbesondere die erste Generation von Folge-
kostenrechnern folgte noch einem tradierten Verständnis 
von Politikberatung, wie die Autoren es einleitend in die-
sem Beitrag beschrieben haben. Kommunale Akteure gal-
ten danach als passive Rezeptoren, die ein in der Forschung 
entwickeltes Planungswerkzeug anwenden sollen, ohne an 
der Entwicklung selbst intensiver beteiligt gewesen zu sein. 
Zwar wurden Verwaltungsakteure im Entwicklungsprozess 
punktuell eingebunden, grundsätzliche Fragen des Designs 
von Werkzeugen und ihrer Einbindung im Verwaltungsalltag 
wurden aber nicht ausreichend erörtert. In neueren Förder-
maßnahmen hat das BMBF darauf reagiert. So wurde das 
Werkzeug „Projekt-Check“ in weitaus engerer Interaktion mit 
kommunalen Praxispartnern entwickelt und auch die Roll
out-Phase in geförderten Projekten begleitet. 

Was lernen wir aus beiden Beispielen? Und welche Schluss-
folgerungen lassen sich daraus für die Effektivierung einer 
problemlösungsorientierten Raum- und Stadtforschung zie-
hen? Klar ist, dass die Politik weiterhin abhängig von wissen-
schaftlichem Wissen ist. Das Vertrauen in die Wissenschaft 
erscheint zudem krisenfest – trotz aller Besorgnis über „post-
faktische Kommunikation“ und die offen zutage tretende 
Skepsis in rechtspopulistischen Parteien und Bewegungen. 
Die Wissenschaft bleibt eine wichtige Legitimationsres
source der Politik. Das gilt auch für die Raum- und Stadtent
wicklung. 

Ein zentraler Erfolgsfaktor ist in diesem Zusammenhang 
die Offenheit der Politik für – auch unbequeme – wissen-
schaftliche Erkenntnisse. Der Wissenschaft wird immer wie-
der eine „Bringschuld“ unterstellt, wenn sie vermeintlich zu 
theoretisch und zu wenig lebensweltlich relevant agiert. Es 
gibt aber auch eine „Holschuld“ der Praxis (Wolf 2015: 12; 
Mayntz 1996), die an der Entwicklung von neuen Formaten 
der Interaktion von Wissenschaft und Politik aktiv mitwirken 
muss. Bei der Weiterentwicklung der Städtebauförderung 
ist dies exemplarisch gelungen. In diesem Zusammenhang 
sind auch ältere (wie ExWoSt – Experimenteller Wohnungs- 
und Städtebau oder MORO – Modellvorhaben der Raumord-
nung) und neue Förderprogramme wie „Kommune innova-
tiv“ oder die „sozial-ökologische Forschung“ des BMBF zu 
würdigen. Sie fordern solche Formatierungen nicht nur ein, 

sondern fördern sie auch finanziell. Die in transdisziplinären 
Projekten mögliche eigenständige Budgetierung für Perso-
nalmaßnahmen in Kommunen ist hier besonders hervorzu-
heben. Dies mindert das Problem der defizitären kommu-
nalen Personalausstattung, das einer aktiven Mitwirkung in 
Forschungsvorhaben nicht selten entgegensteht.

Beide Beispiele veranschaulichen – zweitens – die Bedeu-
tung eines Ko-Designs in der Programmierung von For-
schung. Bei der Städtebauförderung gab es konkrete Impul-
se für eine Weiterentwicklung aus der Wissenschaft und der 
Praxis. Das Aufzeigen und Bewerten von Infrastrukturfolge-
kosten war zunächst eine genuin wissenschaftliche Leistung. 
Das BMBF, das BBSR, das UBA und auch einige Länderminis-
terien haben Forschungen zur Entwicklung entscheidungs-
unterstützender Werkzeuge mit Förderungen aber nachhal-
tig unterstützt.

Ein dritter Punkt bezieht sich auf die Grenze zwischen Wis-
senschaft und Politik. Wolf (2015: 2) hat treffend festgehal-
ten, dass „Berater […] in gewissem Maß der Welt des Ratsu-
chenden fremd bleiben [müssen]“. Das „Abstand halten“ sei 
zentral, „um ‚out of the box‘ denken zu können“. Vorausset-
zung dafür ist unter anderem die finanzielle und inhaltliche 
Unabhängigkeit der beratenden Forschungseinrichtungen. 
Das bedeutet aber nicht, dass Akteure der Forschung und 
Praxis in transdisziplinären Projekten nicht gemeinsam über 
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Forschungsdesiderate und Forschungsfragen befinden und 
entscheiden können. Das Beispiel der Infrastrukturfolgekos-
ten zeigt exemplarisch, dass der wissenschaftliche Nachweis 
eines Phänomens – hier der Existenz von Folgekosten und 
fiskalischen Fehlallokationen – allein nicht ausreicht, eine 
als defizitär empfundene planerische Praxis zu verändern. 
Problemlösungen lassen sich erst dann erwarten, wenn die 
Entwicklung von Planungswerkzeugen in einer Ko-Produkti-
on von Wissenschaft und Praxis erfolgt, basierend auf einer 
sorgfältigen Analyse der Informationsbedarfe, Akteursstruk-
turen und politischen Entscheidungskulturen in Kommunen. 
Eine rote Linie für die Wissenschaft ist dabei aber das Politi-
sche selbst: Wissenschaft ist nicht legitimiert, politische Ent-
scheidungen zu treffen. 

Wie sich ein Ko-Design prozessoral ausgestalten lässt, ist 
eine wichtige Frage für die Zukunft. Auch das ILS macht 
derzeit vielfältige Erfahrungen mit Reallaboren. Noch ist es 
zu früh, hier Wertungen vorzunehmen. Allerdings eignen 
sich solche neuen Formate der transdisziplinären Forschung 

insbesondere im Bereich der Stadtforschung als Instrument, 
das konkrete Herausforderungen und Probleme lösen kann. 
Sie erzeugen insbesondere dann Evidenz, wenn sie in ein 
geeignetes multimethodisches Forschungsdesign aus quali-
tativer und quantitativer Forschung eingebettet sind. 

Allerdings muss den Beteiligten auch bewusst sein, dass sich 
lokale Realexperimente stets in den engen Grenzen des poli-
tischen Mehrebenensystems bewegen müssen. Häufig fehlt 
eine vertikale Integration als Ko-Produktion des Handelns 
auf verschiedenen Ebenen des Politik- und Verwaltungssys-
tems. Geltende Gesetze und Verordnungen von Bund und 
Ländern können die experimentellen Handlungsspielräume 
lokaler Akteure übermäßig einschränken. Eine Zukunftser-
wartung der Wissenschaft an die Politik richtet sich damit 
auch an mutiges, experimentelles Handeln im regulativen 
Raum. Ein Beispiel sind befristete planungsinstrumentelle In-
novationen und Öffnungsklauseln, die nach dem Nachweis 
ihrer Wirksamkeit dauerhaft implementiert werden können.

Relative Entwicklung des Suchbegriffs „Reallabor“ im Zeitverlauf

2

Quelle: Google Trends 2020, eigene Darstellung
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